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Thesen des StGB NRW
zur barrierefreien Mobilität

Beschluss des Ausschusses für Strukturpolitik und Verkehr am 20.4.2005
1.

Barrierefreiheit im Verkehr darf nicht allein auf die Verbesserung der Mobilität für Menschen mit physischen Behinderungen abzielen. Im Focus kommunaler Verkehrspolitik stehen grundsätzlich vielmehr sämtliche mobilitätsbeschränkte Personengruppen wie Senioren, Kinder, Personen mit Kinderwagen oder schwerem Gepäck, werdende Mütter sowie Personen mit zeitlich begrenzten Krankheits- oder Unfallfolgen.

Mobilitätsbeschränkte Personengruppen machen bereits nahezu ein Drittel der Bevölkerung aus und weisen eine stets wachsende Tendenz auf. Diese Entwicklung hält vor Augen, dass es sich bei Barrierefreiheit nicht (mehr) nur um die Wahrung von Interessen einer Minderheit geht.

2.

Barrierefreiheit wird im herkömmlichen Sinne verstanden als die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der gestalteten Lebensbereiche für alle Menschen. Unter gestalteten Lebensbereichen sind insbesondere bauliche und sonstige Anlagen, die Verkehrsinfrastruktur, Beförderungsmittel im ÖPNV, akustische und visuelle Informationsquellen sowie Kommunikationseinrichtungen zu verstehen.

In der kommunalen Verkehrspolitik sollte dem Begriff der „Barriere“  ein weites – insbesondere kein auf bauliche bzw. technische  Aspekte begrenztes - Verständnis zugrunde gelegt werden. Barrieren finden sich im kommunalen Leben überall dort, wo die selbständige Teilhabe erschwert wird. Die Maxime der selbständigen Teilhabe am kommunalen Leben stellt sicher, dass nicht lediglich gesetzliche Vorgaben eingehalten werden, sondern sieht die Steigerung der Lebensqualität aller Einwohner und der Standortqualität der Kommunen als Ziel.

3.

Auch aufgrund der Intervention der kommunalen Spitzenverbände in den Gesetzgebungsverfahren haben Bund und Land weitgehend davon abgesehen, konkrete Standards aufzustellen. Stattdessen wurden gesetzliche Rahmen für indviduelle Lösungsansätze vor Ort gesetzt. Durch die gewählte Gesetzessystematik wird angestrebt, dass die Entscheidungsträger vor Ort die Bedingungen für die Herstellung von Barrierefreiheit im Einzelnen eigenverantwortlich regeln können.
Die Städte und Gemeinden sollten die gesetzlich eröffneten Handlungsspielräume ausschöpfen, um kommunale Strategien zur Barrierefreiheit im Verkehr unter Berücksichtigung von Kooperation und Partizipation zu entwickeln. 

4. Das im Behindertengleichstellungsgesetz NRW geregelte Instrument der Zielvereinbarungen zur Herstellung der Barrierefreiheit zwischen Kommunen und den gesetzlich anerkannten Behindertenverbänden ist eine wichtige Alternative zu konkret formulierten Standards. Die Festlegung von Mindestbedingungen, wie gestaltete Lebensbereiche zukünftig in Richtung auf Barrierefreiheit zu verändern sind, muss angesichts der unterschiedlichen Situationen, Lösungsmöglichkeiten und Prioritäten in den Städten und Gemeinden ortsspezifisch erfolgen. Das beim Land geführte Zielvereinbarungsregister sowie der interkommunale Erfahrungsaustausch sollten allerdings genutzt werden, um in der Praxis bereits entwickelte Ansätze auf ihre Übertragbarkeit hin zu prüfen.
Im Zuge des Abschlusses von Zielvereinbarungen kann auch versucht werden, private Unternehmen, Architekten, den Handel, das Handwerk oder Investoren zu Selbstverpflichtungen zu bewegen, um die Mobilitätskette über den öffentlichen Raum hinaus zu gewährleisten. 
5.

Zur frühzeitigen und zielführenden Partizipation der Betroffenen als „Experten in eigener Sache“ kann die Einrichtung von Behindertenbeiräten hilfreich sein – dann möglichst unter Einbeziehung sämtlicher von Barrieren betroffenen Personengruppen und nicht eingeschränkter Bürger, um eine möglichst ganzheitliche Interessenvertretung im Hinblick auf Barrierefreiheit zu gewährleisten. 
Da die Einrichtung weiterer Beiräte vor Ort vielfach selbst von den Betroffenen kritisch gesehen wird (Alibi-Funktion, weitere Bürokratisierung von Verwaltungsabläufen), bietet sich an, alternativ oder zusätzlich konkrete Verfahrensschritte zur Berücksichtigung der Barrierefreiheit bei kommunalen Vorhaben und Entscheidungen örtlich verbindlich zu regeln. 
Durch den Systemansatz, Barrierefreiheit als Merkposten auf jeder Stufe des kommunalen Planungs- und Entscheidungsprozesses einzustellen, könnte die Arbeit der genannten Gremien durch gezielte Vorbereitung effizienter gemacht oder ganz ersetzt werden, zudem sie dann direkt im Rat bzw. in den zuständigen Bau-, Planungs- oder Verkehrsausschüssen mitberücksichtigt werden könnte. 
6.

An der grundsätzlich ambivalenten Bewertung der Einrichtung eines Behindertenbeauftragten ist wegen der Eingriffswirkungen in die kommunalen Kompetenzverteilungen festzuhalten. Zumindest so lange, wie die Bemühungen um eine praxisgerechte Anwendung der GVFG-Regelungen noch kein greifbares Ergebnis herbeigeführt haben, ist aber dessen Bestellung von Vorteil, weil eine Gemeinde dadurch nicht auf das problematische Erfordernis einer Anhörung der 21 Behindertenverbände nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz i.V.m. dem Behindertengleichstellungsgesetz angewiesen ist. 
7.

Inhaltliches Ziel einer kommunalen Verkehrspolitik, die sich bewusst dem Anliegen der Barrierefreiheit verpflichtet sieht, muss die Schaffung möglichst barrierefreier Mobilitätsketten für alle Einwohner sein. Hierbei können folgende Bausteine in Betracht kommen:

· Schaffung durchgängiger Wegeketten durch einfache und komfortable Umstiege zwischen den Verkehrsträgern

· in Einzelfällen Mobilitätstrainings

· durchgehende Systeme der Orientierung (z. B. für Senioren und in der Wahrnehmung eingeschränkte Personen, z. B. Blinde; sog. Orientierungsleitsysteme)

· „Quick-Checks“ zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit für alle Verkehrsteilnehmer

8.

Barrierefreiheit steht nicht im Widerspruch zu aktuellen Trends in Stadtentwicklung und Bauplanung, sondern unterstützt die Nahmobilität in einer Kommune der kurzen Wege. Dabei kann es einerseits um Verringerung räumlicher Distanzen gehen:

· Konzentration spezifischer Dienstleistungen und Angebote wie Seniorenwohnstätten und Gesundheitshäuser (Ärzte, Apotheken, Sanitäts- und Orthopädiebedarf) 

· In solchen Zentren Schaffung einer konsequent und vorrangig auf Barrierefreiheit ausgerichteten Infrastruktur

· Zusammenlegung von Schul-, Sport- und Freizeiteinrichtungen usw.

· Stärkung der Nähebeziehung von Arbeit und Wohnen 
Bestehen Barrieren durch vorhandene räumliche Distanzen, kann eine hohe individuelle Beweglichkeit im Wohnumfeld unabhängig vom jeweils präferierten Mobilitätsmittel - vom Fahrrad bis zur Gehhilfe bzw. Rollstuhl - eine jeweils komfortable, verlässliche und sichere Erreichbarkeit der angestrebten Ziele erreicht werden: 
· Konsequente Trennung der Verkehre und Schaffung getrennter Infrastruktur bei unterschiedlichen Geschwindigkeiten wo nötig 
-

Gleichrangigkeit für alle Verkehrsteilnehmer durch Angleichung der Geschwindigkeiten, Verkehrsberuhigung wo möglich

· Verringerung der beruflich motivierten Verkehre durch Stärkung der Heimarbeitsmöglichkeiten 

· Stärkung der Versorgung durch IT-gestützte Dienstleistungen 

9.

Die Nutzungsmöglichkeiten des ÖPNV spielen für die Barrierefreiheit eine zentrale Rolle. Von den Verkehrsunternehmen wird eine ernsthafte Auseinandersetzung mit den zahlreichen Forderungen und Empfehlungen zum barrierefreien ÖPNV erwartet:

· Ausgestaltung der ÖPNV-Infrastruktur, hier insbesondere

· barrierefrei erreichbare Haltepunkte

· Gut sichtbare bzw. akustische Informationsqellen, verständliche Fahrkartenausgabe

· Ausstattung der ÖPNV-Fahrzeuge, hier insbesondere

· Niederflur- und Neigetechnik

· Stufen- und schwellenlose, neigungsfreie Gänge

· Behindertengerechte Bedienelemente

Die nach dem Personenbeförderungsgesetz den Aufgabenträgern bei der Aufstellung der Nahverkehrspläne obliegende Verpflichtung, die Belange mobilitätseingeschränkter Personen zu berücksichtigen und Aussagen über vorgesehene Maßnahmen und den Zeitrahmen für die Umsetzung möglichst weitgehender Barrierefreiheit zu treffen, muss von ihnen ernst genommen werden. 

10.
Wo die Umsetzung der Barrierefreiheit in der Praxis nicht ohnehin in die gleiche Richtung wie die Verkehrssicherheit, ökologische Aspekte oder auch Frauenbelange geht, wo sich insbesondere innerhalb der Zielgruppen der Barrierefreiheit und auch im Hinblick auf andere Nutzungsansprüche an den Straßenraum Anforderungen diametral gegenüber stehen, sind Konflikte vorprogrammiert. So werden nicht selten Lösungen, die einzelnen Zielgruppen oder der Barrierefreiheit insgesamt dienen – Kontrastreichtum, Helligkeit, Farbenreichtum, Größe und Gestaltung von Hinweisschildern, niveaugleicher Ausbau etc. – bei anderen Zielgruppen für Gefahren sorgen oder dem ästhetischen und gestalterischen Empfinden in der Stadtentwicklung und –planung widersprechen. 
Auch – sich zum Teil widersprechende - DIN-Normen, technische Empfehlungen usw. haben keinen Gesetzescharakter und müssen nicht in jedem Fall wortgetreu umgesetzt werden. Sie entheben Kommunalpolitik und –verwaltung nicht der Pflicht, situationsgerechte Lösungen herbeizuführen. Die Kommunalpolitik ist gefordert, einen Interessenausgleich herbeizuführen oder - soweit dies nicht möglich ist - Prioritäten zu setzen.
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